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Bericht 
des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (423 der Bei­
lagen): Bericht an den Nationalrat, betref­
fend das auf der 24.· Tagung der Internatio­
nalen Arbeitskonferenz, 1938, angenommene 
übereinkommen (Nr. 63) über Statistiken 
der Löhne und der Arbeitszeit in den haupt­
sächlichsten Zweigen des Bergbaus und der 
Industrie, einschließlich des Baugewerbes, und 

in der Landwirtschaft. 
Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 

Ar:beitsorganisa"tion hat !bei ihrer 24. Tagung 
am 2. Juni 1938 das übereinkommen (Nr. 63) 
über Statistiken der Löhne und der Arbeitszeit 
in den. hauptsächlichsten Zweigen des Berg­
haus und der Indusuie, einsch,ließlich des Bau­
gewerbes, und in der Landwirtschaft angenom­
men. Das übereinkommen trit am 22. Juni 1940 

. in Kraft. ,. 

Durch die Ratifikation eines internationalen 
übereinkommens wird der ratifizierende Staat 
verpflichtet, das übereinkommen dur·chzuführen 
und dem Internationalen. Arbeits-amt jährlich 
einen Bericht über die Maßnahmen zur DurQ1-
führung des übereinkommens vorzulegen. 

Das vorliegende übereinkommen verpflichtet 
den ratifizierenden Staat, Statistiken über Löhne 
und Arbeitszeit nach den Bestimmungen des 
ühereinkommens zusammenzustellen, periodisch 
zu veröffentlichen und die gesammelten Daten 
dem Internatiotllalen Arbeitsamt . mitzut~len. 
Dem Mitgliedstaat ist es überlassen, durch eine 

Horr 
Berichterstatter 

Erklärung,· die der Ratifikation beizufügen ist, 
altemativ einen der Teile 11, 111 und IV oder den 
Teil IV und alternativ einen der Teile 11 und III 
von der Ratifikation auszunehmen. Für Öster­
reich kommt im gegenwärti·gen Zeitpunkt nur· 
die Ratifikation des Teiles III in Betracht, wobei 
als Quelle für die verlangten Statistiken die 
Kollektivverträge voll ausreichen. 

Die Ratifikation des übereinkommens :bedarf 
zu ihrere Gültigkeit gemäß Artikel 50 des Bundes­
Verfassungsgesetzes inder Fassung von 1929 der 
Genehmigung des Nationalrates, da das über­
einkommen die Republik österreich mindestens 
elf Jahre bindet und die gesetzgebende Körper­
schaft während dieser Zeit ke~n Recht setzen 
danf, das mit den Verpflichtungen aus dem 
übereinkomme1,l im Widerspruch steht .. 

Der AUsschuß für soziale Verwaltung hat sich 
in seiner' Sitzung am 12. März 1958 mit der 
Regierungsvorlage hefaßt und. einstimmig ihre 
Annahme beschlossen. 

Der Aussdruß für soziale VerWlaltung stellt 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem vor­
liegenden übereinkommen (423 der Biei.lagten) 
mit der Maßgabe die verfassungsmäßige Geneh­
migung erteilen, daß durch eine der Ratifikation 
beigedruckte Erklärung die Teile II und IV von 
der aus der Ratifikation sich ergebenden Ver­
pflichtung ausgeschlossen werden. 

Wien, am 12. März 1958 

HiIlegeist 
Obmann 

./ 
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